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Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 25. Januar 1951 

Der Bundeskanzler 
BK 4265/50 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung 
der Geltungsdauer des Energienotgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 47. Sitzung am 19. Januar 1951 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
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muuier 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Verlängerung der Geltungsdauer 
des Energienotgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Die Geltungsdauer des Gesetzes über Notmaß- 
nahmen auf dem Gebiet der Elektrizitäts- und 
Gasversorgung (Energienotgesetz) vom 10. Juni 
1949 (WiGBl. S. 87) in der Fassung des Gesetzes 
über die Verlängerung der Geltungsdauer des Ge- 
setzes über Notmaßnahmen auf dem Gebiet der 
Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energienot- 
gesetz) vom 7. Juni 1950 (BGBl. S. 204) wird bis 
zum 31. März 1952 verlängert. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1951 in Kraft. 


Begründung 


Das Gesetz über Notmaßnahmen auf dem Gebiet 
der Elektrizitats- und Gasversorgung (Energie- 
notgesetz) vom 10. Juni 1949 / 7. Juni 1950 
(WiGBl. 1949 S. 87; BGBl. 1950 S. 204) tritt am 
31. März 1951 außer Kraft. Die derzeitig ange- 
spannte Kohlenversorgungslage und die dadurch 
bedingte Energienotlagc stehen dem Außerkraft- 
treten dieses Gesetzes auch weiterhin entgegen. 
Für die Verlängerung ist erneut ein Zeitraum von 
einem Jahr vorgesehen. Die Vorarbeiten für ein 


neues Gesetz, welches das Gesetz zur Förderung 
der Energiewirtschaft vom 13. Dezember 1935 
(RGBl. I S. 1451) und das Energienotgesetz ab- 
lösen soll, konnten noch nicht zum Abschluß ge- 
bracht werden. Nach dem bisherigen Stand der 
Vorbereitungen wird der erste Referentenentwurf 
Anfang Februar mit den Vertretern' der Länder, 
den Kreisen der Energiewirtschaft und den Kreisen 
der Energieverbraucher beraten werden können. 



